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muß eine Rechtspflege tretein, die sich auf die Errungen­
schaften der Demokratie, Zivilisation und Gerechtigkeit 
gründet. Der Kontrollrat verkündet die folgenden Grund­
sätze für die Wiederherstellung der Rechtspflege. Sie 
haben für ganz Deutschland Geltung.

I
Gleichheit vor dem Gesetz

Alle Personen sind vor dem Gesetz gleich. Niemandem, 
was immer seine Rasse, Staatsangehörigkeit oder Religion 
sei, dürfen die ihm gesetzlich zustehenden Rechte ent­
zogen werden.

II
Gewährleistung der Rechte des Angeklagten

1. Niemandem darf das Leben, die persönliche Frei­
heit oder das Eigentum entzogen werden, es sei denn 
auf Grund von Recht und Gesetz.

2. Strafbare Verantwortlichkeit besteht nur für Hand­
lungen, welche das Recht für strafbar erklärt hat.

3. Kein Gericht darf irgendeine Handlung auf Grund 
von „Analogie“ oder im Hinblick auf das sogenannte 
„gesunde Volksempfinden“ für strafbar erklären, wie es 
bisher im deutschen Strafrecht der Fall Avar.

4. ln jedem Strafverfahren müssen dem Angeklagten 
die folgenden Rechte zustehen, wie sie die demokratische 
Rechtsauffassung anerkennt: Unverzügliches und öffent­
liches Gerichtsverfahren, Bekanntgabe von Grundlage und 
Art der Anklage, Gegenüberstellung mit dein Belastungs­
zeugen, gerichtliche Vorladung von Entlastungszeugen und 
Hinzuziehung eines Verteidigers. Strafen, die gegen das 
gereichte Maß oder die Menschlicjhkeit verstoßen und 
solche, die das Gesetz nicht versieht, dürfen nicht ver­
hängt werden.

5. Verurteilungen, die unter dem Hitler-Regime un­
gerechterweise aus politischen, rassischen oder religiösen 
Gründen erfolgten, müssen aufgehoben werden.
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